
2 HamburgerAbendblatt Donnerstag, 20. August 2015ME I NUNG

OLIVER SCHIRG

:: Auch inmodernen Zeiten bleibt der
Hauptbahnhof dasMarkenzeichen
einer Stadt. Für Hamburg gilt das umso
mehr, weil hier täglichmehr als eine
halbeMillionMenschen ein-, aus- und
umsteigen. Damit ist der Hauptbahn-
hof der Hansestadt der ammeisten
frequentierte Deutschlands.

Doch er ist weit mehr als ein wich-
tiger Ort für Reisende. So verbindet
Hamburgs Hauptbahnhof das mon-
däne Einkaufsviertel rund um dieMön-
ckebergstraßemit dem quirligen Stadt-
teil St. Georg, der in den vergangenen
zehn Jahren aufgewertet wurde und
sich nicht nur bei Touristen großer
Beliebtheit erfreut.

Jetzt überlegen Bahn und Stadt,
die Südseite des Bahnhofs so umzubau-
en, dass dieser auch von dort aus betre-
ten werden kann. Die Steintorbrücke
für den Straßenverkehr zu sperren und
eine überdachte Promenade zu schaf-
fen, klingt charmant – und ist in Er-
mangelung von anderen Flächen rund
um den Bahnhof alternativlos.

Oberbaudirektor JörnWalter hatte
eine ähnliche Idee bereits imMai 2012
ins Gespräch gebracht. Er hofft, dass
durch die Umbauarbeiten im südlichen
Teil der Platz vor dem Schauspielhaus
und die Kirchenallee aufgewertet wer-
den. Damit verfolgt JörnWalter einen
stadtentwicklungspolitischen Ansatz,
der weit über das nutzwertige Denken
der Bahn hinausreicht.

Schließlich ist mit der HafenCity
ein Stadtteil im Entstehen, durch den
die südliche Innenstadt massiv aufge-
wertet wird. Und auch wenn noch nicht
bis ins letzte Detail geklärt ist, was aus
den City-Hochhäusern wird, so stehen
hier große Veränderungen ins Haus.
Sie werden den Steintorwall aus sei-
nemDornröschenschlaf wecken.

Es ist notwendig, dem Viertel rund
um denHauptbahnhof eine Perspekti-
ve zu eröffnen, die weit über eine Ver-
besserung des Status quo hinausgeht
und das Umfeld möglichst großzügig
einbindet. Es darf nicht reichen, nur an
einigen Stellschrauben zu drehen, um
den „Verkehrsstrom“, wie die Experten
es nennen, zu optimieren. Stattdessen
sollten Stadt und Bahn die Chancen,
die das aufgewertete Umfeld bietet,
nutzen. Ein attraktiver Bahnhof sorgt
schließlich auch für mehr Bahnkunden.
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Der geplanteUmbau könnte die
Innenstadtmassiv aufwerten

Chance für das
Bahnhofsviertel

KO M M E N TA R

:: Die Kanzlerin ist mit einem blauen
Auge davongekommen. Die Zahl der
Unionsabgeordneten, die allen Appel-
len zumTrotz das neue Hilfspaket für
Griechenland abgelehnt haben, ist nur
geringfügig höher als beim letztenMal.
Der befürchtete Autoritätsverlust von
Kanzlerin, Finanzminister und Frak-
tionschef, der bei der intern befürchte-
ten Zahl von bis zu 100 Abweichlern
wohl eingetreten wäre, ist abgewendet.
Auf eine solche Beschädigung ihrer
Führungsleute wollten es viele, die bei
CDU und CSU Zweifel haben amKurs
der Euro-Rettung, nicht ankommen
lassen. Andererseits: Nicht ein Euro-
Kritiker, der vor vierWochen schon das
Nein-Kärtchen zückte, hat sich jetzt
vonMerkel und Schäuble überzeugen
und zur Zustimmung bewegen lassen.

Die stärkste Koalitionsfraktion
bleibt also tief gespalten: Mindestens
ein stabiles Fünftel ihrer Abgeordneten
trägt Merkels Politik nicht mit. Der
Rückhalt für diesen Kurs der Euro-Ret-
tung bleibt brüchig, das ist nicht nur
für die Kanzlerin einWarnsignal: Mer-
kel ist gezwungen, weiter zu lavieren –
zwischen denmassiven Vorbehalten
hierzulande, die zeitweise selbst ihr
Finanzminister mit seinem Plädoyer
für den Grexit artikulierte und dem
Drängen vieler EU-Partner, von denen
sich Europas wichtigste Regierungs-
chefin nicht isolieren will. Auch künftig
wird die Kanzlerin also mehr Zuge-
ständnisse für den Verbleib Griechen-

lands in der Euro-Zonemachen, als sie
gegenüber denWählern und ihrer
Partei einräumenmag. Schon jetzt ist
dieser Spagat größer, als es der politi-
schen Kultur des Landes zuträglich ist.
Auch wer das dritte Hilfspaket für
sinnvoll hält, muss sich Sorgenma-
chen, wie bedenkenlos die Regierung
den Bürgern die Kosten und Konse-
quenzen dieser Rettungspolitik ver-
schweigt: Um kurzfristig Mehrheiten

zu sichern, riskiert Merkel einen lang-
fristigen Vertrauensverlust der Politik.
So pochte die Kanzlerin bisher darauf,
dass es ohne Beteiligung des Interna-
tionalenWährungsfonds am dritten
Hilfspaket keine Zustimmung geben
werde; jetzt fehlt diese Zusage des IWF,
den Abgeordneten wird dennoch die
Zustimmung abverlangt.

Merkel lehnt einen Schuldenerlass
für Griechenland öffentlich ab, aber

alles, was unter dem schillernden Be-
griff Schuldenerleichterung diskutiert
wird, läuft am Ende genau darauf hi-
naus. Die Laufzeit der Kredite wird
wohl um Jahrzehnte gestreckt, die
Zinszahlungen beginnen viel später als
vereinbart. So wird es immer wahr-
scheinlicher, dass Athenmindestens
einen Teil seiner Schulden nicht zu-
rückzahlen wird; nur die Bürger sollen
es nicht merken. Um die Fassade zu
wahren, bleiben die heutigen Steuer-
zahler (undWähler) von den Lasten
des heimlichen Schuldenschnitts ver-
schont. Die Rechnung werden spätere
Generationen begleichenmüssen; in
diesem Fall ist allerdings die Frage, ob
sich der IWF auf solche Tricksereien
einlässt. Er hat ja bereits schonungslos
vorgerechnet, dass Griechenland seine
dieWirtschaft lähmenden Schulden
nicht wie geplant zurückzahlen kann.

Es gibt durchaus gute Gründe,
Griechenland noch eine Chance im
Euro einzuräumen. Aber die Bundesre-
gierungmuss endlich ehrlich sein und
den Bürgern die wahren finanziellen
und politischen Kosten dieser Euro-
Rettung offenlegen. Die Taktik des
Verschleierns und Ignorierens mag
kurzfristig funktionieren, aber der
Preis ist hoch: Diese Art der Euro-Ret-
tung unterhöhlt die Glaubwürdigkeit
der Politik und das Vertrauen in die
verantwortlichen Akteure.
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So sieht ein
Misstrauensvotum
gegen #Merkel aus

Grünen­Fraktionschefin Katrin Göring­Eckardt auf
Twitter nach der Griechenland­Abstimmung
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Nachtflugverbot bis acht Uhr

19. August: „Bürger fordern Flugverbot
und Leitartikel: Wir sind schuld am
Lärm“

Mit Ihrem Artikel sprechen Sie Zehn-
tausenden Fluglärmgeschädigten aus
der Seele. Als Betroffene würde ich so-
gar noch einen Schritt weitergehen: Am
Wochenende sollte das Nachtflugver-
bot auf die Zeit von 22 bis acht Uhr aus-
gedehnt werden. Jeden Sonntag um
sechs Uhr morgens vom ersten starten-
den Flugzeug aus dem Schlaf gerissen
zu werden, ist der Gesundheit auf Dau-
er sicher ebenfalls nicht zuträglich.
Eva Kuntze, Ahrensburg

Enorme Bedeutung

Lärmbelästigung ist immer ärgerlich,
ob Heckenscheren, lärmende Kinder,
Straßenverkehr oder Fluglärm. Ham-
burg hat wie Berlin einen Stadtflugha-
fen – mit allen Vor- und Nachteilen.
Man kann über Kaltenkirchen lamen-
tieren, aber die Argumente darüber
sind ausgetauscht. Wer in Flughafennä-
he seine Wohnung sucht oder kauft,
weiß um den möglichen Fluglärm, da
muss man sich später nicht beschwe-
ren. Im letzten Jahr gab es bis 24 Uhr
im Schnitt pro Tag weniger als zwei
Landungen oder Starts. Ob das nun
viel, wenig oder zumutbar ist, ist An-
sichtssache. Der Flughafen in Hamburg
hat eine enorme wichtige wirtschaftli-
che Bedeutung für die ganze Region.
Jede zusätzliche Gängelei würde Ham-
burg immer mehr zu einem Provinz-
flughafen reduzieren und die Wirt-
schaftskraft der Stadt einschränken.
Dietmar Johnen­Kluge, per E­Mail

Leere Versprechen

Von Ihrem Artikel bin ich sehr angetan.
Seit meinem Geburtsjahr 1934 bin ich
als Hamburger dem Flughafen sehr
verbunden gewesen. 1960 warb die
Hamburger Bausparkasse mit günsti-
gen Reihenhäusern am nördlichen
Stadtrand und dem Zusatz, der Flugha-
fen käme bald raus aus der Innenstadt.
Ein geeignetes großes Grundstück wur-
de dafür bereits erworben. Das liegt bis
heute brach, da es immer kleine und
große Widerstände von Politikern, Ge-
werkschaften und anderen stets vom
Fluglärm nicht betroffenen Personen
gab und gibt. Acht Wochen vor dem
CDU-Sieg in der Hamburger Bürger-
schaft versprach der spätere Wirt-
schaftsenator Gunnar Uldall, mit sei-
ner Partei werde es den Ersatzflugha-
fen innerhalb von sechs Jahren geben.
Leider fehlte seiner Partei die Durch-
setzungskraft. Fakt ist aber bis heute
die kritische Lage mit dem uralten ge-
kreuzten Bahnsystem und den betrof-
fenen Anliegern.
Hans Schwarz, Norderstedt

Billigflüge ächten

Haupteigentümer der Flughafen
GmbH ist die Freie und Hansestadt
Hamburg; politisch vertreten durch
den Senat und die Bürgerschaft, treu-
händerisch verwaltet durch die Wirt-
schaftsbehörde. Der legeren Auslegung
der gesetzlich besonders geschützten
Nachtruhe von 22 Uhr bis sechs Uhr
durch die Flughafen GmbH könnte da-
her mittels Verfügung kurzfristig Ein-
halt geboten werden. Ebenso der Unsit-
te, mit sittenwidrig niedrigen Flugprei-
sen immermehr Flugverkehr zu Lasten
des Gemeinwohls zu generieren. Der-
zeit wird Nachhaltigkeit rein quantita-
tivem Wachstum geopfert. Wer einen
innerstädtischen Großflughafen be-
treibt, muss sich den zwingend not-
wendigen Ruhe- und Erholungsbedürf-

nissen der vom Fluglärm betroffenen
Bevölkerung unterordnen. Alles andere
widerspricht der Hamburgischen Ver-
fassung, nach der die natürlichen Le-
bensgrundlagen unter dem besonderen
Schutz des Staates stehen.
Conrad Schmidt, per E­Mail

Neuen Flughafen bauen

SUV und mal eben irgendwohin jetten:
Umweltverantwortung war gestern. Da
aber ohne regulierende Eingriffe eine
Beschränkung offenbar nicht möglich
ist, gibt es wohl nur so ein erweitertes
Nachtflugverbot. Allerdings dürfte dies
nur von temporärem Wert sein, denn
die Anzahl der Passagiere und Flüge
wird stetig steigen. Daher bleibt für
Hamburg nur die Aufgabe, einen neuen
Flughafen im Umland zu bauen und
dieses Projekt möglichst bald anzupa-
cken. Denn zwischen Planung und Ver-
wirklichung können leicht zehn bis 15
Jahre vergehen.
Mark Gudow, per E­Mail

Der Airport schafft Arbeit

Da ist es wieder: Urban wohnen und
ländlich denken. Ohne Flughafen mit
flexiblen Landezeiten, ohne einen See-
hafen mit Elbvertiefung und nur mit
Radwegen wird es keine Zukunft ge-
ben. Die Arbeit am Airport ermöglicht
es mir, in der Nähe der Stadt zu woh-
nen. Das hat, wie alles im Leben, Nach-
und Vorteile. Als rational denkender
Mensch beziehe ich dies in meine
Wohnortwahl mit ein.
Michael Hahn, Ellerau

Und der Benzinpreis?

17. August: „Wehe, Sie haben es an der
Kasse passend! Mehrheit der Deutschen
fordert die Abschaffung der Ein- und
Zwei-Cent-Münzen“

Interessant wäre es, die Meinung der
Ölgesellschaften, die fast täglich den
Benzinpreis ein oder zwei Cent rauf-
bzw. runtersetzen, über die Abschaf-
fung dieserMünzen zu erfahren.
PeterMeyer­Dassow, per E­Mail

Die Sachemit den Umfragen

Ich frage mich auch diesmal wieder wie
bei so vielen Umfrageergebnissen: Wie
kann man die Behauptung aufstellen,
dass die Mehrheit der Menschen die
Abschaffung der Ein- und Zwei-Cent-
Münzen fordert? Ich wurde noch nie-
mals zu irgendeinem Thema befragt.
Und wer glaubt denn ernsthaft, dass die
Handelskonzerne irgendwelche Preise
abrunden würden?
Gerda Horn, per E­Mail

Danke fürmehr Info

19. August: „In eigener Sache: Neue wei-
terführende Informationen im Abspann“

Ich möchte mich für die neue darstel-
lende Form der erweiterten Info be-
danken. Die Daten am Ende des Arti-
kels mit Telefonnummer, E-Mail etc.
habe ich mir seit Jahren gewünscht.
Und zackig ist es nun endlich passiert.
Die Artikel über Roncalli, Statistin,
Flugverbot usw. stehen als positive
Beispiele. Weiter so, das ist noch aus-
baufähig.
Jürgen Hoffmann, per E­Mail

Die Zuschriften geben die Meinung der Einsender
wieder. Kürzungen vorbehalten. Briefe auch auf
www.abendblatt.de
Schreiben Sie an briefe@abendblatt.de oder per Post
an das Hamburger Abendblatt, 20445 Hamburg

Zur Griechenland-Abstimmung

Die Kanzlerin hat ihren Zenit über-
schritten. Von ihr werden keine bedeu-
tenden Ideen zur Lösung drängender
Fragenmehr kommen. Und nun? Mer-
kels Regierung hat gerade noch die
Kraft, ein fragwürdiges Notprogramm
für Griechenland durchzusetzen, mehr
kommt von ihr nicht. Dabei wären nun
kühne Ideen gefragt, wie es weiterge-
hen soll mit Europa.
KÖLNER STADT-ANZEIGER

Was nützt es also den (Unions-)Rebel-
len, sich im Besitz einer finanz- und
wirtschaftspolitischen Wahrheit zu
wissen, wenn die nationalen Säulen der
EU, seien sie in Rom verankert, in Paris
oder Madrid, sich strikt weigern, diese
zu erkennen? Die Schuldenkrise gleicht
einemOzean gespickt mit Eisbergen, in
dem nur auf Sicht gefahren werden
kann. Wer der Kanzlerin unterstellt, sie

beherrsche die Kunst der Nautik unge-
nügend, der muss sagen, wer es an ihrer
Stelle versuchen soll.
MÜNCHNER MERKUR

Im Bundestag hat die große Mehrheit
für die neue Hilfe gestimmt; insofern
ist die Politik der Regierung Merkel be-
stätigt worden. (...) In jedem Fall wäre
es merkwürdig gewesen, wenn in einer
wichtigen europapolitischen Angele-
genheit das ganze Hohe Haus stramm
auf Linie gewesen wäre. Schließlich
sind Kontroverse und Dissens das Salz
in der demokratischen Suppe, und das
gilt auch für die Europapolitik.
FRANKFURTER ALLGEMEINE

Die SPD ist für die Kanzlerin verlässli-
cher als die eigene Gefolgschaft. Dieser
Befund ist für Merkel nach der Abstim-
mung noch genauso schlimm wie vor-
her. Wenn nicht schlimmer.
SÜDDEUTSCHE ZEITUNG

P R E S S E S C H A U

G A S T B E I T R A G

BIRGIT HERRMANN

:: „Das Gegenteil von gut ist gut ge-
meint!“ Dieser Satz kommt mir – treue
Abonnentin des Hamburger Abend-
blattes – in den Sinn angesichts Ihrer
Aktionen und Artikel der vergangenen
Wochen zur Flüchtlingsproblematik.
Hilfsgüter für bedürftige Menschen –
ob fürMigranten oder für einheimische
Menschen – zu organisieren und dabei
die große Popularität des Abendblattes
einzusetzen, ist unbestreitbar eine gute
Sache und wird von Ihrer Redaktion
„Von Mensch zu Mensch“ seit Jahr-
zehnten höchst wirkungsvoll und groß-
herzig praktiziert. Ich selbst habe mich
gernmehrfach daran beteiligt.

Was mich extrem stört, ist die for-
dernde und lautstarke Stimme von
Herrn Schweiger, dem Sie übermäßig
viel Raum geben und den Sie offenbar
zur Galionsfigur für Ihre Hilfskam-
pagne erkoren haben. Herr Schweiger
scheint mir viel zu undifferenziert an
die sehr komplexe Problematik heran-
zugehen, und Sie, das Hamburger
Abendblatt, bieten ihm ein Forum.

Nein, Herr Schweiger, ich bin keine
„Braune“, keine Rechtsradikale!!! Ich
bin Mutter dreier Töchter, um deren
Zukunft ich in der Tat sehr besorgt bin,
bin Rechtsanwältin und Hausfrau, ha-
be, seit ich wählen darf, fast immer SPD

oder Grüne gewählt. Nein, ich bin man-
ches, nur keine Nazi-Anhängerin!!!

Allerdings sehe ich in dem An-
sturm von Migranten in unsere Stadt
und ins ganze Land ein großes Gefähr-
dungspotenzial für die politische Stabi-
lität unserer Gesellschaft. Ich höre in
meiner Umgebung und in meinem
Stadtteil (Wandsbek) sehr viele besorg-

te Kommentare von ganz „normalen“
Menschen. Auch in Hamburg gibt es
sehr viele Bedürftige, die hier aufge-
wachsen sind und gearbeitet haben und
jetzt z. B. von einer sehr bescheidenen
Rente leben müssen. Ob Herr Schwei-
ger dies immer bedenkt???

Es ist für mich selbstverständlich,
dass das verfassungsrechtlich veran-
kerte Asylrecht für jeden einzelnen
Kriegsflüchtling, also etwa Syrer,
selbstverständlich gewährt wird. Etwas
anderes hat für die große Anzahl von
„Wirtschaftsflüchtlingen“ zu gelten. Es

gibt leider Hunderte von Millionen
Menschen, die weltweit jenseits der Ar-
mutsgrenze leben müssen. So unend-
lich traurig jedes einzelne Schicksal ist,
kann das Problem nicht dadurch gelöst
werden, dass diese Millionen sämtlich
nach Deutschland und in ein paar an-
dere europäische Nationen streben.
Hier wäre endlich einmal europäische
Solidarität und Zusammenwirken ge-
fordert, doch davon sind wir meilen-
weit entfernt. Eine große Anzahl euro-
päischer Nachbarn sperrt sich vor jegli-
cher Aufnahme von Flüchtlingen. Für
mich grenzt die Vorstellung, wir Deut-
sche könnten diese Flüchtlingsproble-
matik in bewährter „Tüchtigkeit“ allein
lösen, an Hybris. Dies wird zu einer ge-
waltigen Zerreißprobe der Gesellschaft
führen – zulasten unserer Kinder und
Enkel. So werden rechtsradikale Grup-
pierungen ihren Zulauf haben!

Die Spendenaktion macht einzel-
nen Menschen Freude, und das ist eine
gute Sache. Leider erzeugt sie zugleich
in den Drittländern den Eindruck, dass
sich Hamburg bzw. Deutschland da-
nach sehnen, weitere Flüchtlingsströ-
me aufzunehmen und zu versorgen –
nein, das ist nicht mein Verständnis
von politisch und gesellschaftlich ver-
antwortlichemHandeln!

Das Thema „Flucht vor wirtschaft-
licher Not“ ist ein globales, das auch

nur global abgehandelt werden kann.
Wirtschaftsflüchtlinge machen sich auf
den gefahrvollen, weiten Weg nach
Europa, da sich in ihrer Heimat ihre Fa-
milien nicht ausreichend versorgen
können. An diesem Zustand sind direkt
oder indirekt wir alle – alle westlichen
Industrienationen –mitschuldig.

Ganz besonders verheerend wirkt
sich in den ärmeren Ländern der Kli-
mawandel aus, der überwiegend von
den „reichen Ländern“ verursacht wur-
de und wird. Viele Bauern können den
versteppenden Boden nicht mehr be-
bauen. Lecke Ölleitungen von Shell &
Co. vergiften Boden, Land und Meer,
was weitere Menschen in die Armut
und (Land-)Flucht treibt.

Hier gilt es anzusetzen. Es gilt, die
hiesige Industrie zu nachhaltiger Pro-
duktion und Ausfuhr, zum „Fair Tra-
de“, zu verpflichten. Es gilt, Milliarden,
die hier in die Flüchtlingsversorgung
fließen, in die betreffenden Länder zu
transferieren, über regierungsfreie Or-
ganisationen Hilfe zur Selbsthilfe
reichlich (!) zu gewähren, um das Pro-
blem an seiner Wurzel zu lösen. Hier
sind wir moralisch gefordert.

Fazit: Nichts gegen Ihre große
Hilfsaktion, aber, bitte, eine sehr viel
differenziertere Betrachtung der Pro-
blematik. Und, bitte, keine verbalen
„Schnellschüsse“ von Herrn Schweiger.

Til Schweiger spricht nicht fürmich
EineAbendblatt­Leserin über dieHilfsaktion, dieAufrufe desSchauspielers und alternativeKonzepte, dasFlüchtlingsproblem zu lösen

Was mich extrem stört, ist die
fordernde und lautstarke

Stimme von Herrn Schweiger.
Abendblatt­Leserin
Birgit Herrmann


